






Freitag, den 2. August 2002220 HmbGVBl. Nr. 28

§ 1

Die Verordnung über den Bebauungsplan Ohlsdorf 18 /
Wellingsbüttel 11 vom 28. Januar 1992 (HmbGVBl. S. 27) wird
wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung
der Verordnung über den Bebauungsplan Ohlsdorf 18 /
Wellingsbüttel 11“ wird der Verordnung hinzugefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

2.1 Nummer 1.2 erhält folgende Fassung:

„1.2 Die auf der Gartenseite festgesetzten Erweiterungen
sind nur als Wintergärten oder als Terrassenüber-
dachungen mit einer Metall-/Glaskonstruktion zuläs-
sig. Die Konstruktion ist nur in Metallprofilen mit
sichtbaren Frontbreiten zwischen 55 mm und 85 mm
vorzunehmen. Es ist ausschließlich ein lichtgrauer
Farbton zu verwenden.“

2.2. Es wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7. Auf den Wohngebietsflächen entlang der Wellings-
bütteler Landstraße sind im Anschluss an die fest-
gesetzte Straßenbegrenzungslinie in einer Breite von
1,5 m Nebenanlagen, soweit sie nicht für die
Erschließung erforderlich sind, sowie Stellplätze und
Garagen unzulässig. Auf diesen Flächen sind als
Anpflanzungen nur Stauden und Sträucher zulässig.“

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann
niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zustän-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.

Verordnung

zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Ohlsdorf 18 / Wellingsbüttel 11

Vom 24. Juli 2002

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137),
zuletzt geändert am 5. April 2002 (BGBl. I S. 1250), in Verbin-
dung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hambur-
gischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 183),
zuletzt geändert am 14. Mai 2002 (HmbGVBl. S. 76), sowie § 1
Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
28. Juni 2000 (HmbGVBl S. 134) wird verordnet:

Hamburg, den 24. Juli 2002.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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